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41. Auszug aus dem Urteil der I. öffentlich-rechtlichen Abteilung i.S. X. gegen Regierungsrat des
Kantons Luzern (Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten) 1C_119/2012 vom 20.
September 2012

Regeste (de):

Spülung und Entleerung von Stauräumen (Art. 40 GSchG).

Art. 40 GSchG regelt die Spülung von Stauräumen, welche insbesondere der Entfernung von
angesammelten Sedimenten zur Erhaltung des nutzbaren Stauinhalts dient (E. 3.5). Regeste b

Regeste (fr):

Curage et vidange des bassins de retenue (art. 40 LEaux).

L'art. 40 LEaux règlemente le curage des bassins de retenue qui sert en particulier à évacuer
les sédiments accumulés afin de maintenir la capacité d'accumulation exploitable (consid.
3.5). Regeste b

Regesto (it):

Spurgo e svuotamento dei bacini d'accumulazione (art. 40 LPAc).

L'art. 40 LPAc disciplina lo spurgo di bacini d'accumulazione, che serve in particolare
all'asportazione di sedimenti accumulati allo scopo di mantenere la capacità di accumulazione
utilizzabile (consid. 3.5). Regesto b
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A. Die Firma X. in Reiden ist seit dem Jahr 1863 Inhaberin eines Wassernutzungsrechts zur
Ausleitung von Wasser aus der Wigger zum Zweck der Wasserkraftnutzung. Sie staut den Fluss
mittels eines Stauwehrs und leitet das Wasser in einen Kanal aus, an welchem sie ein Kleinkraftwerk
betreibt. In Zusammenhang mit dem hochwasserschutzsicheren Ausbau der Wigger genehmigte der
Regierungsrat des Kantons Luzern mit Entscheiden vom 23. Februar 1988 und 15. März 1991 eine
umfassende Erneuerung der Wehranlage, ohne dabei eine Dotierwassermenge festzulegen; hingegen
blieb der Bau einer Fischtreppe vorbehalten, wofür die Werkinhaberin das notwendige Terrain
unentgeltlich zur Verfügung zu stellen und eine maximale Dotierwassermenge von 50 Litern Wasser
pro Sekunde entschädigungslos zuzugestehen hatte. Im Einverständnis mit der Firma X. konnte bei
der Stauanlage eine Vorrichtung eingebaut werden, welche die Ableitung von bis zu 100 Litern Wasser
pro Sekunde in die Wigger ermöglichte, und mit Entscheid vom 29. August 2000 genehmigte der
Regierungsrat die Erstellung einer Fischtreppe. Die Konstruktion des Wehrs besteht aus einer
Segmentschütze mit aufgesetzter Stauklappe. Das Wasser der Wigger wird seitlich via Tauchwand
mit Grobrechen in den Kanal ausgeleitet und im Kanalkraftwerk turbiniert. Bei ansteigender
Wasserführung in der Wigger wird zuerst die Klappe gesenkt, um das Stauziel (461,27 m.ü.M.)
möglichst lange zu halten. Bei einer weiteren Zunahme der Abflussmenge wird die Segmentschütze
samt Stauklappe automatisch hydraulisch hochgefahren. Die Wehrkonstruktion lässt in dieser Phase
das Halten des Stauziels nicht mehr zu, der Pegel im Staubereich der Wigger sinkt ab. Das
Kanalkraftwerk wird automatisch abgestellt und der 
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Oberwasserkanal (Sohlenkote rund 1,4 m über der Kote der Grundschwelle in der Wigger) wird nicht
mehr mit Wasser gespeist. Nur bei weiter ansteigendem Hochwasser wird die genannte
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Höhendifferenz überwunden und es fliesst wiederum Wasser in den Oberwasserkanal. Nach
Hochwassern kann die Segmentschütze kontrolliert abgesenkt, der Staupegel eingestellt und das
Kraftwerk wieder in Betrieb genommen werden. Ein Teil des mit dem Kraftwerk genutzten Wassers
gelangt nach der Turbinierung zurück in die Wigger, der andere Teil in das sogenannte Müli- und
Altachensystem. Die Wasserführung in diesem System ist vom Betriebszustand des Kraftwerks
abhängig, bei Betriebsunterbrüchen fliesst (zu) wenig und in wasserreichen Zeiten (zu) viel Wasser.
Unabhängig von der Wasserführung der Wigger werden von der Werkinhaberin zusätzliche
Klappensenkungen und Segmenthebungen manuell ausgelöst, um das im Staubereich angesammelte
und aufschwimmende Geschwemmsel weiterzuleiten und das am Grobrechen haftende
Geschwemmsel (Laub, Äste usw.) wegzuspülen. Der Grobrechen mit seinen senkrechten
Rechenstäben im Abstand von 30 cm verhindert, dass gröberes Material (Äste, Holzbalken usw.) in
den Kanal gelangt. Wird der Grobrechen zu stark mit Geschwemmsel belegt (vor allem Laub in den
Herbstmonaten), sinkt die Leistung des Kraftwerks. Der Grobrechen kann in der momentanen
Ausgestaltung nur mittels Stauraumspülungen gereinigt werden (fehlender Zugang, fehlende
technische Einrichtungen). Der Stauraum des Wehrs wurde in der Vergangenheit bis zu sechsmal
monatlich gespült. Dabei fliesst das sich im Oberwasserkanal befindliche Wasser teilweise rückwärts
in die Wigger, löst das anhaftende Treibgut vom Grobrechen und stösst es in den Wiggerlauf, worauf
es abgeschwemmt wird. Hierdurch wird im Unterlauf der Wigger künstlich eine kurzfristige und
massive Änderung des Wasserabflusses (Schwall-Sunk) verursacht. Nach der Stauraumspülung wird
das Wehr wieder geschlossen und das Wasser gestaut. Durch die Wasserausleitung zur
Wasserkraftnutzung entsteht in der Wigger eine Restwasserstrecke von rund 700 m. Die dafür
festgelegte Dotierwassermenge betrug 50 Liter Wasser pro Sekunde. Durch die geringe
Wasserführung war die ökologische Funktionsfähigkeit der Wigger in diesem Gewässerabschnitt nicht
gegeben. Die Fischwanderung war trotz der baulichen Sanierung der Durchgängigkeitshindernisse
wegen ungenügender Wassertiefen in der Restwasserstrecke 
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und ungenügendem Einstieg in die Fischaufstiegshilfe beim Wehr nicht gewährleistet. 
B. Im Rahmen des Projekts "Ständige Wasserführung Altache, Restwasser Wigger, Regulierung Lang
Wehr" versuchte die Dienststelle Verkehr und Infrastruktur des Bau-, Umwelt- und
Wirtschaftsdepartements des Kantons Luzern, die bestehenden Probleme unter Einbezug sämtlicher
Beteiligter einvernehmlich zu lösen. Ziel war es, sowohl die Tier- und Pflanzenwelt im
Restwasserbereich der Wigger zu schützen, als auch eine ständige Wasserzufuhr zum Mülikanal und
zur Altache sicherzustellen. Bezüglich der Dotierwassermengen und des Wehrbetriebs (Häufigkeit der
Stauraumspülungen) konnte mit der Firma X. keine Einigung gefunden werden. Daraufhin wurde das
laufende Verfahren geteilt. Die notwendigen baulichen Massnahmen (Verbesserung der
Fischaufstiegshilfe, Sicherstellung einer ständigen Wasserführung im Mülikanal und in der Altache,
Anpassung des Wasserteilers und des Unterwasserkanals aus Gründen des Hochwasserschutzes)
werden im Rahmen des eingeleiteten separaten Wasserbauprojekts umgesetzt. Für das
Sanierungsverfahren betreffend die Dotierwassermenge und das Regime der Stauraumspülungen
wurde das bisherige Verfahren weitergeführt. Die Unterlagen des zuständigen Bau-, Umwelt- und
Wirtschaftsdepartements wurden von der Gemeinde Reiden vom 18. Oktober bis 17. November 2010
öffentlich aufgelegt. Die Gemeinde Reiden überwies in der Folge die Unterlagen und die
eingegangenen Stellungnahmen dem Regierungsrat des Kantons Luzern. Dieser legte mit Entscheid
vom 24. Mai 2011 die Dotierwassermenge für die Restwasserstrecke in der Periode vom 1. Oktober
bis 31. Mai ständig auf 200 Liter pro Sekunde und in der Periode vom 1. Juni bis 30. September
ständig auf 250 Liter pro Sekunde fest (Dispositiv-Ziffern 1-5). Des Weiteren regelte der
Regierungsrat das Regime der Stauraumspülungen wie folgt: 6. Bei normaler Wasserführung der
Wigger darf der Stauraum weder geleert noch gespült werden. Nach Segmenthebungen infolge
Hochwasser ist das Wehr zu schliessen, sobald dies technisch möglich ist, um die ständige
Wasserführung in Mülikanal und Altache sicherzustellen. 7. Manuell eingeleitete Stauraumspülungen
durch Segmenthebungen dürfen nur bei einer Abflussmenge von über 10 m3 pro Sekunde ausgeführt
werden (Referenz: BAFU Abflussmessstation Wigger-Zofingen). Segmenthebungen zur Sicherstellung
der Funktionstüchtigkeit der Wehranlage dürfen frühestens 90 Tage nach der letzten
Segmentbewegung erfolgen. Die Werkinhaberin hat dabei für die erforderlichen Massnahmen besorgt
zu sein, um Unfälle sowie Gefährdungen von Personen, die sich im Wiggergerinne aufhalten, durch
Schwall zu verhindern. 
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8. Das vollständige manuelle Absenken der Stauklappe ist nur ab einer Abflussmenge von über 10
m3 pro Sekunde (Referenz: BAFU Abflussmessstation Wigger-Zofingen) und im Nachgang zu
solchen Ereignissen bei sinkender Abflusskurve zugelassen. Klappensenkungen zur Sicherstellung
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der Funktionstüchtigkeit des Wehrs dürfen frühestens 40 Tage nach der letzten Klappenbewegung
erfolgen. Bei Ansammlung von aufschwimmendem Geschwemmsel im Staubereich ist langsames
Teilabsenken der Stauklappe mit geringer Schwallwirkung in der Wigger zugelassen. 9. Hebungen der
Segmentschütze im Rahmen von Revisionen und Unterhalt sind in den Monaten September und
Oktober auszuführen. Dazu muss die Stauklappe langsam gesenkt und die Segmentschütze
langsam gehoben werden, um den Schwall in der Wigger möglichst gering zu halten. Weitere
Klappensenkungen und Segmenthebungen sind nur zulässig bei automatischem Lastabwurf infolge
Trennung des Kraftwerks vom Stromnetz oder anderer Betriebsstörungen und Notfälle. 10. Über den
Betrieb der Wehranlage ist von der Werkinhaberin ein Journal zu führen. Darin sind Zeitpunkte von
manuell eingeleiteten Hebungen der Segmentschütze, Zeitpunkte des Wiedereinfahrens der Schütze
und Senkungen der Stauklappe aufzuzeichnen. Auf Verlangen der Behörde ist das Journal
vorzuweisen. 11. Hebungen der Segmentschütze im Zusammenhang mit Unterhalt und Wartung sind
mindestens drei Wochen im Voraus der Dienststelle Verkehr und Infrastruktur zu melden. Ursachen
von ausserordentlichen Klappensenkungen/Segmenthebungen (Lastabwurf, Betriebsstörungen usw.)
sind der Dienststelle Verkehr und Infrastruktur innert drei Tagen zu melden. Diesen Entscheid focht
die Firma X. mit Verwaltungsgerichtsbeschwerde beim Verwaltungsgericht des Kantons Luzern an
und beantragte die Aufhebung der Dispositiv-Ziffern 6-11 des Rechtsspruchs. Die Dispositiv-Ziffern 1-
5 (Dotierwassermenge) blieben unangefochten. Mit Urteil vom 16. Januar 2012 wies das
Verwaltungsgericht die Beschwerde ab. 
C. Mit Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten ans Bundesgericht vom 20. Februar
2012 beantragt die Firma X., das Urteil des Verwaltungsgerichts vom 16. Januar 2012 und die Ziffern
6-11 des Entscheids des Regierungsrats vom 24. Mai 2011 seien aufzuheben, und über die
Dotierwassermenge hinaus seien keine betrieblichen Auflagen für ihr Kleinwasserkraftwerk an der
Wigger zu verfügen. Eventualiter sei das Verfahren zur Ergänzung des rechtserheblichen
Sachverhalts, zur Beweisabnahme und zur Neubeurteilung an die Vorinstanz oder an den
Regierungsrat zurückzuweisen. (...) 
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Das Bundesgericht weist die Beschwerde ab, soweit es auf diese eintritt. (Auszug)

Erwägungen

Aus den Erwägungen:

3. Umstritten ist vorliegend die korrekte Anwendung von Art. 39a und Art. 40 GSchG (SR 814.20). 
3.1 Gemäss Art. 39a Abs. 1 GSchG mit der Marginalie "Schwall und Sunk" müssen die Inhaber von
Wasserkraftwerken kurzfristige künstliche Änderungen des Wasserabflusses in einem Gewässer
(Schwall und Sunk), welche die einheimischen Tiere und Pflanzen sowie deren Lebensräume
wesentlich beeinträchtigen, mit baulichen Massnahmen verhindern oder beseitigen. Auf Antrag des
Inhabers eines Wasserkraftwerks kann die Behörde anstelle von baulichen Massnahmen betriebliche
anordnen.
Nach Art. 40 GSchG mit dem Randtitel "Spülung und Entleerung von Stauräumen" sorgt der Inhaber
einer Stauanlage nach Möglichkeit dafür, dass bei der Spülung und Entleerung des Stauraums oder
bei der Prüfung von Vorrichtungen für das Ablassen von Wasser und die Hochwasserentlastung die
Tier- und Pflanzenwelt im Unterlauf des Gewässers nicht beeinträchtigt wird (Abs. 1). Er darf
Spülungen und Entleerungen nur mit einer Bewilligung der kantonalen Behörde vornehmen. Die
Bewilligungsbehörde hört die interessierten Fachstellen an. Sind periodische Spülungen und
Entleerungen zur Erhaltung der Betriebssicherheit notwendig, so legt die Behörde lediglich Zeitpunkt
und Art der Durchführung fest (Abs. 2). Muss der Inhaber aufgrund ausserordentlicher Ereignisse den
Stausee aus Sicherheitsgründen sofort absenken, so orientiert er unverzüglich die
Bewilligungsbehörde (Abs. 3). Art. 42 GSchV (SR 814.201) im Abschnitt "Spülung und Entleerung
von Stauräumen" führt Art. 40 GSchG aus und bestimmt, dass die Behörde, bevor sie eine Spülung
oder Entleerung eines Stauraums bewilligt, sicherzustellen hat, dass die Sedimente anders als durch
Ausschwemmung entfernt werden, wenn dies umweltverträglich und wirtschaftlich tragbar ist (Abs. 1).
Bei der Ausschwemmung von Sedimenten stellt die Behörde insbesondere durch die Festlegung des
Zeitpunkts und der Art der Spülung oder Entleerung sicher, dass Lebensgemeinschaften von
Pflanzen, Tieren und Mikroorganismen möglichst wenig beeinträchtigt werden (Abs. 2 lit. a). 
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3.2 Die Vorinstanz hat zusammenfassend erwogen, unter Schwall und Sunk im Sinne von Art. 39a
GSchG seien jene regelmässigen und kurzfristigen Abflussschwankungen zu verstehen, die sich
direkt aus der tageszeitlich variierenden ordentlichen Abarbeitung des Betriebswassers in
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Wasserkraftwerken ergeben würden. Nicht unter das Begriffspaar zu subsumieren seien
demgegenüber jene Abflussspitzen aus Wasserkraftwerken, die normalerweise eher unregelmässig
auftreten, wie dies auf Spülungen von Stauräumen zutreffe. Dabei gehe es darum, das den
Kanaleinlauf verstopfende Geschwemmsel zu entfernen, um dadurch die Stromproduktion zu
gewährleisten. Die Zulässigkeit von Stauraumspülungen werde durch Art. 40 GSchG und nicht durch
Art. 39a GSchG geregelt. 
3.3 Die Beschwerdeführerin macht geltend, die vom Regierungsrat angeordneten betrieblichen
Auflagen zur Stauraumspülung seien unter Art. 39a GSchG zu subsumieren. Diese Bestimmung sehe
vor, dass Schwall und Sunk in erster Linie mittels baulicher Massnahmen zu verhindern seien, und
dass betriebliche Massnahmen bloss auf Antrag des Inhabers eines Wasserkraftwerks und daher nur
mit dessen Zustimmung angeordnet werden könnten. Sie habe den Massnahmen zur
Stauraumspülung nicht zugestimmt, weshalb sich diese als unzulässig erwiesen. Die Auffassung der
Vorinstanz, die Anordnungen zur Stauraumspülung liessen sich auf Art. 40 Abs. 1 GSchG stützen,
sei falsch, da es in der Sache um eine durch Art. 39a GSchG geregelte "kurzfristige künstliche
Änderung des Wasserabflusses in einem Gewässer" respektive um eine "problematische
Abflussschwankung" gehe. 
3.4 Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) weist in seiner Stellungnahme darauf hin, dass im Bericht der
ständerätlichen Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie zur Parlamentarischen Initiative
"Schutz und Nutzung der Gewässer" vom 12. August 2008 ausgeführt worden sei, unter Schwall bzw.
Sunk sei das kurzfristige Anfahren bzw. Abstellen der Turbinen bei Wasserkraftwerken zu verstehen
(BBl 2008 8051). Die Materialien liessen damit darauf schliessen, dass Art. 39a GSchG diejenigen
kurzfristigen künstlichen Änderungen des Wasserabflusses infolge eines Kraftwerkbetriebs regeln
solle, welche durch das Anfahren und Abstellen der Turbinen entstünden und sich im Unterlauf des
Kraftwerks auswirkten. Die Abflussschwankungen im vorliegenden Fall hätten nichts mit der
tageszeitlichen Abarbeitung des Betriebswassers und mit dem An- und Abfahren der Turbinen zu tun.
Vielmehr entstünden diese durch Spülungen 
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des Stauraums am Eingang des Kraftwerkkanals (und nicht unterhalb der Kraftwerkzentrale).
Anwendung finde daher Art. 40 GSchG, weshalb betriebliche Massnahmen nicht nur auf Antrag des
Kraftwerkinhabers angeordnet werden dürften. 
3.5 Art. 40 GSchG regelt die Spülung von Stauräumen, welche insbesondere der Entfernung von
angesammelten Sedimenten zur Erhaltung des nutzbaren Stauinhalts dient. Mit den in den Ziffern 6-
11 seines Entscheids erlassenen Auflagen hat der Regierungsrat die Voraussetzungen zur
Durchführung von Stauraumspülungen festgelegt. Dass mit den Spülungen kurzfristige künstliche
Änderungen des Wasserabflusses einhergehen, ändert nichts daran, dass die umstrittenen
Anordnungen unter Art. 40 GSchG zu subsumieren sind, andernfalls die Bestimmung ihres
wesentlichen Gehalts entleert würde. Ob die Anwendung von Art. 39a GSchG auf den beim
"kurzfristigen Anfahren und Abstellen der Turbinen bei Wasserkraftwerken" entstehenden Schwall und
Sunk beschränkt bleibt, oder ob die Bestimmung auch andere "kurzfristige künstliche Änderungen
des Wasserabflusses in einem Gewässer" erfasst, kann vorliegend offenbleiben, denn die Vorinstanz
hat jedenfalls mit der Anwendung von Art. 40 GSchG kein Bundesrecht verletzt. 
4. (...)

4.5 Die Beurteilung der wirtschaftlichen Tragbarkeit ist gesamthaft unter Berücksichtigung der nach
Art. 80 Abs. 1 GSchG verfügten Massnahmen zur Sanierung des Restwasserregimes vorzunehmen.
Sanierungen sind nur zulässig, soweit hierdurch nicht in die Substanz bestehender wohlerworbener
Rechte eingegriffen wird. Ob ein staatlicher Eingriff die Substanz respektiert, beurteilt sich nach der
verbleibenden oder fehlenden wirtschaftlichen Tragbarkeit des Eingriffs für den Träger des Rechts
(vgl. ENRICO RIVA, Wohlerworbene Rechte-Eigentum-Vertrauen, 2007, S. 156). Das Kriterium der
wirtschaftlichen Tragbarkeit ist darauf gerichtet, den Wert rechtmässig getätigter Investitionen zu
bewahren. Wer die aus dem wohlerworbenen Recht fliessenden Befugnisse umsetzt und zu diesem
Zweck Investitionen tätigt, soll bezüglich der wirtschaftlichen Folgen, in deren Erwartung er seinen
Investitionsentscheid fällte, vor staatlichen Beeinträchtigungen geschützt sein. Es muss möglich
sein, während der angenommenen Existenzdauer des geschaffenen Werks die Investitionen zu
amortisieren, fremdes und eigenes Kapital angemessen zu verzinsen, die laufenden Kosten zu
decken und eine 
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ausreichende Liquidität aufrechtzuerhalten. Um diese Ziele zu erreichen, muss das Werk den nötigen
Ertrag abwerfen. Wirtschaftlich tragbar sind staatliche Eingriffe daher, wenn sie in ihren Auswirkungen
diese Mindestrentabilität des Werks intakt lassen. Das Kriterium der wirtschaftlichen Tragbarkeit ist

BGE-138-II-575



folglich auf die Erhaltung der wirtschaftlichen Existenzfähigkeit eines Werks und auf den
Investitionsschutz ausgerichtet und basiert damit auf den gleichen Prinzipien, welche die
Eigentumsgarantie und den Vertrauensschutz bestimmen (RIVA, a.a.O., S. 114 f.; vgl. hierzu auch
BGE 127 II 69 E. 5a S. 75 f.; BGE 126 II 171 E. 4b S. 181 f.; BGE 125 II 591 E. 6a und b S. 600 f.).
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